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Initiative Notfallversorgung 
Mosel – Eifel- Hunsrück 
Postfach 1133, 56801 Cochem 
Cochem 

 

 

Erklärung der Initiative Notfallversorgung Mosel Eifel Hunsrück zum Rheinzeitungsartikel 

„Ein Teil der Menschen war nicht mehr erreichbar“ vom 23.09.2025 (Verfasserin: Birgit 

Pielen) 

 

Mit großem Befremden haben wir den jüngsten Artikel über Landrätin Anke Beilstein zur 

Klinikschließung in Zell gelesen. Viele Darstellungen empfinden wir als einseitig, unvollständig 

oder schlicht falsch.  

Vor allem aber werden engagierte Bürgerinnen und Bürger auf eine Weise pauschal 

abgewertet, die ihrem tatsächlichen Einsatz nicht gerecht wird.  

Im Sinne einer fairen, sachlichen Debatte möchten wir unsere Sicht differenziert darlegen: 

Die Formulierung einer „beispiellosen Hetzkampagne“ ist eine pauschale, abwertende 

Bewertung. Ja, in einer existenziellen Frage wie der Schließung eines Krankenhauses gab es 

auch emotionale und verzweifelte Beiträge einzelner, das ist menschlich. Von organisierter 

Hetze kann jedoch nach unserer Erfahrung keine Rede sein. Im Gegenteil: Innerhalb unserer 

Initiative wurde immer wieder ausdrücklich zur Deeskalation und Sachlichkeit aufgerufen. 

Die Behauptung, die „schmerzlichen Fakten“ seien frühzeitig und ehrlich benannt worden, 

trifft nicht zu. Öffentlich bekannt wurde die drohende Schließung erst durch die 

Berichterstattung des Wochenspiegels; Erst danach folgte die entsprechende Kommunikation 

seitens der Landrätin. Das als frühzeitige Ehrlichkeit darzustellen, verzerrt aus unserer Sicht 

den Ablauf. 

Es ist falsch, uns zu unterstellen, wir hätten beim Bürgerentscheid eine Abstimmung über den 

direkten Erhalt des Krankenhauses suggeriert oder „falsche Hoffnungen“ geweckt. Auf 

Mahnwachen und in Informationsgesprächen wurde fortlaufend klargestellt: Ziel war eine 

fundierte, objektive Analyse der Versorgungslage, inklusive Prüfung von Pilotprojekten und 

alternativen Modellen sowie die Prüfung einer möglichen Zwischenfinanzierung. 

Die Aussage, Sachverhalte seien in der Facebook-Gruppe nicht richtiggestellt worden, greift zu 

kurz. Unsere Initiative ist heterogen, kein zentral gesteuerter Verein; Jede Person spricht im 

eigenen Namen. Es gab wiederholt explizite Sachlichkeits- und Deeskalationsaufrufe.  

Der vermeintliche Anspruch der Landrätin, „trotz allem sachlich zu bleiben“, steht im 

Widerspruch zu pauschalen Etikettierungen wie „Dauerschleife von Panikmache“. Eine solche 

Wortwahl ist keine nüchterne, sachliche Feststellung, sondern eine Generalabwertung, die 

viele Engagierte verletzt, und sie ist in dieser Absolutheit unrichtig. 



 

  
Voice-Box 06542 41385 kontakt@transparenzseitekrankenhauszellmosel.de 
2025-09-25 12 01 Erklaerung zu RZ_Presseartikel.docx Seite 2 von 3 

 

Initiative Notfallversorgung 
Mosel – Eifel- Hunsrück 
Postfach 1133, 56801 Cochem 
Cochem 

Zur angeblich durchgehend sachlichen Ebene im Kreistag: Am 7. Oktober wurde ein 

interfraktioneller Antrag (SPD, Grüne, Freie Wähler) eingebracht und am selben Tag 

zurückgezogen. Auffällig ist, dass wesentliche Fragen daraus später im Bürgerbegehren wieder 

aufgegriffen wurden. Wieso wurden diese wichtigen Fragen später nie wieder im Kreistag 

thematisiert? Aus unserer Sicht bleiben hier Transparenzfragen offen. 

„Ehrlichkeit“ versus Geheimverhandlungen: Nach unserem Kenntnisstand liefen die Gespräche 

mit der Landrätin bereits seit Ende 2023, also über viele Monate. Die Öffentlichkeit erfuhr von 

der bevorstehenden Schließung erst durch den Wochenspiegel. Das passt nicht zu der 

Darstellung, man habe früh offen informiert und den Diskurs gesucht. 

Hasskommentare verurteilen wir ausdrücklich. In der Gruppe wurde, soweit bekannt und 

möglich, rasch geantwortet, moderiert und gelöscht. Wer in sozialen Medien aktiv ist, weiß, 

dass sich dort das gesamte Meinungsspektrum zeigt, auch Unqualifiziertes. Daraus jedoch 

einen Generalverdacht gegen kritisch, aber sachlich argumentierende Bürgerinnen und Bürger 

abzuleiten, ist zutiefst ungerecht. 

Der jetzige Verweis auf mögliche juristische Schritte im Artikel hat eine einschüchternde 

Wirkung. Für viele entsteht der Eindruck, kritische Stimmen liefen Gefahr, angezeigt zu 

werden. Eine lebendige Demokratie lebt davon, dass Bürger ohne Angst vor pauschalen 

Drohkulissen ihre Sorgen und Kritik äußern. 

Die Selbstbeschreibung der Landrätin als „Überbringerin der schlechten Botschaft“ ist 

irreführend. Die entscheidende Nachricht über die bevorstehende Schließung brachte nicht 

die Landrätin, sondern zuerst der Wochenspiegel. Die nachträgliche Selbstinszenierung als 

mutige Wahrheitsüberbringerin wird der Chronologie nicht gerecht. 

Zivilcourage gab es in der Bürgerinitiative reichlich: Wiederholte Sachlichkeitsappelle, 

konstruktive Gespräche, auch mit der Landrätin und vieles mehr.  Es existieren Beispiele aus 

Rheinland-Pfalz, in denen Zwischenfinanzierungen, Genossenschaftsmodelle oder kommunale 

Kooperationen Handlungsspielräume zum Erhalt von Krankenhäusern geschaffen haben. 

Pauschal zu behaupten, es habe hier keine Optionen gegeben, nachdem der Träger 

aufgekündigt hatte, ist deshalb sachlich falsch. 

Dialog auf Augenhöhe fand vor Ort kaum statt. Nach unserem Wissen war die Landrätin nur 

einmal ganz zu Beginn an einer Mahnwache anwesend. Ein kontinuierlicher, direkter 

Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort wurde nicht gesucht; Stattdessen erfolgte 

Kommunikation überwiegend aus der Distanz. Hier hätte das Gespräch mit den Akteuren vor 

Ort Vertrauen aufbauen und Spannungen abbauen können. Das geschah nicht. 

Die Bemerkung, die Menschen würden eine „Rundum-Sorglos-Versicherung“ vom Staat 

erwarten, empfinden wir als verallgemeinernd respektlos. Gefordert wurden keine 

Luxusleistungen, sondern die Sicherung einer wohnortnahen, grundlegenden 
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Gesundheitsversorgung, ein legitimes Anliegen, gerade im ländlichen Raum. Wer dieses 

berechtigte Interesse als überzogene Erwartungen abwertet, verkennt die Lage. 

Als das Bürgerbegehren gestartet war, hätte der Kreistag bereits vor dem eigentlichen 

Bürgerentscheid die Möglichkeit gehabt, objektive Analysen in Auftrag zu geben. Diese Chance 

wurde nicht genutzt, stattdessen hat man zwei Monate abgewartet, bis der Bürgerentscheid 

stattgefunden hatte. Und es wurde immer wieder gebetsmühlenartig betont, dass der 

Bürgerentscheid die Schließung nicht verhindern werde. Erst Ende Februar wurden 

Untersuchungen beauftragt, doch auch hier leider nicht im Sinne einer unabhängigen Analyse. 

Stattdessen erhielt eine GmbH unter Leitung von Prof. Dr. Boris Augurzky den Auftrag, einem 

Gesundheitsökonomen, der vor allem wirtschaftliche Rentabilität bewertet, aber die von allen 

anderen Sachverständigen, Not- und Fachärzten, auch von einigen Kommunal- und 

Landespolitikern erkannte Lücke der Notfallversorgung im Kreis Cochem-Zell ignoriert. 

Fazit: Wir haben über Monate Zeit, Energie und Herzblut investiert, um Alternativen zu prüfen, 

Dialog zu suchen und die Versorgung in der Region konstruktiv zu denken. Pauschale 

Abwertungen und einseitige Zuschreibungen werden diesem Engagement nicht gerecht. Wir 

wünschen uns eine faire, ausgewogene Berichterstattung, die alle Seiten zu Wort kommen 

lässt – und eine politische Kommunikation, die Transparenz, Respekt und tatsächliche 

Beteiligung ernst nimmt. 

 

Zell (Mosel), den 24.09.2025 

 

Im Namen der Initiative Notfallversorgung Mosel-Eifel-Hunsrück 

Jürgen Adler, Dr. Gabriele Klaus, Frank Klaus, Karin Goeres, Dr. Karl F. Masuhr, Petra Müller, 

Alexandra Reinhard, Horst Reis 

 

 

 

 

 

 


